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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Auswirkungen der Verkehrsnetze auf das Siedlungswesen sind 
eines der ständig wiederkehrenden Themen der Raumplanung. Dem 
von den «Grundzügen der Raumordnung Schweiz» vorgeschla-
genen Konzept folgend, stand in den letzten Jahren im Allgemeinen 
die Idee eines Städtenetzes im Vordergrund. Auswirkungen neuer 
Netztypen, wie der virtuellen Netze, auf die Besiedlung sind erst 
seit kurzem Gegenstand von Überlegungen; allerdings lassen 
sich die gegenseitigen Auswirkungen zwischen diesen beiden 
Bereichen nur schwer bestimmen. Auch wenn die Entwicklungen im 
Telekommunikationsbereich kaum vorherzusehen sind, liegt es auf 
der Hand, dass das Bedürfnis der Menschen nach Austausch auch 
in Zukunft bestehen wird; in den vergangenen Jahrhunderten bil-
deten stets urbane Zentren einen bevorzugten Ort des Austausches, 
ob dieser nun die Arbeit, den Handel oder die Kultur betraf. Das 
Siedlungskonzept geht von der Grundannahme aus, dass sich 
diese Tendenz auch in Zukunft fortsetzen wird.

Anlässlich der Genehmigung des kantonalen Richtplans 1991 
und im Rahmen der gesamtschweizerischen Bauzonenübersicht 
von 1989 stellte der Bund fest, dass der Kanton Freiburg die 
grösste Bauzonenfläche pro Einwohner aufwies, und forderte den 
Kanton auf, Kriterien zur Neubemessung der Bauzonengrösse 
auf lokaler Ebene zu erarbeiten. Diese Kriterien sollten Aufnahme 
in den kantonalen Richtplan finden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die Ziele des Kantons beruhen hauptsächlich auf den folgenden 
Leitideen und Zielen der Raumplanung:
· Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung für den gesamten 

Kanton.

· Vernetzung der Zentren sowie Vernetzung der Zentren mit 
dem übrigen Gebiet.

· Optimale Nutzung der bestehenden Infrastrukturen.

· Förderung der grenzüberschreitenden Raumplanung.

· Erhaltung und Stärkung der Stellung des Kantonszentrums im 
Netz der Schweizer Städte.

· Erhaltung und Stärkung der Rolle der Regionalzentren 
als Bindeglieder zwischen der Region und dem Kantons-
zentrum.

· Konzentration der Bemühungen zur Entwicklung auf die dazu 
geeignete Standorte.

· Förderung der regionalen und interkommunalen Planung.

· Rationalisierung und Konzentration der Investitionen.

Das vorgeschlagene Siedlungskonzept hat also verschiedenen 
Anforderungen zu entsprechen, die widersprüchlich erscheinen 
mögen: Es hat die genehmigten Konzentrationsideen zu konkre-
tisieren und zugleich darauf zu achten, dass sich jede Region 
weiterentwickeln kann.

Die empfohlenen Lösungen müssen ebenfalls für die Gemeinden 
attraktiv sein, die ihre Ortsplanung nicht individuell, sondern 
gemeinsam durchführen.

Mitwirkende Stellen

TBA, AfU, VEA, RA, GemA und 
BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Unveränderte eidgenössische 
oder kantonale 
Gesetzesgrundlage seit dem 
alten kantonalen Richtplan
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GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die vorrangigen Siedlungsräume wurden bestimmt auf der Grund-
lage:
· Der wichtigen wirtschaftlichen Rolle einiger durch den kan-

tonalen Richtplan anerkannter Zentren und Entwicklungs-
schwerpunkte.

· Des guten Anschlusses gewisser Gemeinden an die wichtigs-
ten Verkehrsinfrastrukturen, um die für deren Verwirklichung 
getätigten Investitionen zu rentabilisieren.

· Der zukünftigen interkommunalen Zusammenarbeit in der 
Raumplanung.

Der für die Kategorie «Weitere Gemeinden» vorgesehene Faktor 
1.0 entspricht den Grundsätzen des eidg. Raumplanungsgesetzes. 
Die von der geltenden Gesetzgebung und der einschlägigen 
Rechtsprechung verlangte Praxis fordert, dass die Grösse der 
Bauzonen entsprechend der Entwicklung der letzten fünfzehn 
Jahre festzulegen ist. Der im Rahmen des Siedlungskonzeptes 
vorgeschlagene Faktor bedeutet keine Veränderung in Bezug 
auf das Vorgehen, das der Kanton von den Gemeinden hätte 
verlangen sollen.

In den vergangenen Jahrzehnten betrieb der Kanton Freiburg eine 
Wirtschaftsförderungspolitik, mit der er sich im Verhältnis zu den 
anderen Kantonen neu zu positionieren suchte. Die Raumplanung 
trug zu diesen Bemühungen bei, indem sie eine beträchtliche 
Zahl von Bauzonen für die Niederlassung neuer Einwohner oder 
die Ansiedlung neuer Unternehmen legalisierte. Obwohl das 
gewählte Vorgehen zu einem grossen Teil von Erfolg gekrönt war, 
erzielten bis heute nicht alle Gemeinden die gleichen Ergebnisse, 
was die Aufnahme neuer Unternehmen oder Einwohner betrifft. 
Die Bereitstellung von Bauzonen ist für die Gemeinden keine 
kostenneutrale Massnahme. Für die Gemeindebehörden stellt 
die Erschliessung von Bauland eine beträchtliche wirtschaftliche 
Belastung dar, und die Bemessung der Bauzonengrösse hat in 
sinnvoller Weise zu erfolgen.

Die neuen Verfügungen des Bundes auf dem Gebiet der 
Erschliessung erlauben es einem Privateigentümer, die zur 
Erschliessung eines Grundstückes notwendigen Geldmittel vorzu-
schiessen und diese Investition anschliessend von der Gemeinde 
zurückzufordern. Es liegt deshalb im Interesse der Gemeinden, 
die Grösse ihrer Zonen in sinnvoller Weise festzulegen, um die 
anfallenden Erschliessungskosten tragen zu können und nicht allzu 
hohen finanziellen Belastungen ausgesetzt zu sein.

Die höchsten Faktoren erhalten Orte, deren Erschliessungsgrad 
eine umfangreichere Besiedlung rechtfertigt. Aufgrund einer solchen 
Besiedlungsweise vermag der Kanton Freiburg seine Stellung in 
der Schweiz zu bewahren oder sogar zu verstärken.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Die Grundsätze zur Koordination bezeichnen die Bauzonentypen, 
auf welche die Faktoren nicht anwendbar sind. Diese Zonen 
sind für besondere Nutzungen bestimmt, und die Kriterien für die 
Bemessung ihrer Grösse müssen im Rahmen der allgemeinen Politik 
des Kantons in diesem Sachbereich ermittelt werden.

Die Grösse der Zonen von allgemeinem Interesse kann nicht in 
gleicher Weise festgelegt werden wie jene der Wohnzonen. 
Entsprechend der interkommunalen Zusammenarbeit oder je 
nach Projekt könnte eine Gemeinde eine solche Zone für ein 
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bedeutendes Bauvorhaben benötigen. Für die Bemessung der 
Grösse dieses Zonentyps lassen sich keine Kriterien festlegen. 
Diesbezügliche Standortfragen werden allerdings unter dem 
Thema «Siedlungsstruktur» behandelt.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die Gemeinden des Kantonszentrums, der Regionalzentren, der 
interkommunalen Zentren oder jene, die in der Raumplanung 
zusammenarbeiten: 

Die Gemeinden, die zum Kantonszentrum oder zu einem 
Regionalzentrum gehören, bilden aus städtebaulicher Sicht 
zusammenhängende Einheiten. Deshalb muss ihr Richtplan der 
Bodennutzung gesamthaft und in einem einzigen Dokument erstellt 
und koordiniert werden.

Die Notwendigkeit, einen gemeinsamen Richtplan der 
Bodennutzung zu erstellen, drängt sich um so mehr auf, als dieser 
gewichtige Vorteile für die Bemessung der Bauzonengrösse bietet. 
Die zugewiesenen Faktoren dürfen nicht dazu führen, dass eine 
Bauzone an einer schlechten Lage ausgeschieden wird. Die 
Planungskoordination mit Hilfe eines gemeinsamen Richtplans der 
Bodennutzung scheint die bessere und kostengünstigere Lösung zu 
sein. Für den Zonennutzungsplan sind wie bisher die Gemeinden 
verantwortlich.

Die Gemeinden:

Die Frist von zehn Jahren ist nicht unbedingt zwingend für die 
Revision einer Ortsplanung. Innerhalb dieser Frist haben die 
Gemeinden dem Kanton auf der Grundlage der im kantonalen 
Richtplan enthaltenen Angaben eine Studie vorzulegen, die 
aufzeigt, ob ihre Ortsplanung mit dem ihnen zugewiesenen 
Faktor übereinstimmt. Sollte dies nicht der Fall sein, müssten die 
Gemeinden eine Revision ihrer Ortsplanung vornehmen.

Gemäss den gesetzlichen Bestimmungen (Bundesgesetz über 
die Raumplanung, kantonales Raumplanungs- und Baugesetz) 
beträgt die Frist für die Revision der Ortsplanungen weiterhin 
fünfzehn Jahre.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die für die Berechnung der Bauzonengrösse erforderliche Methode 
wird unter dem Thema «Siedlung und Bewirtschaftung der Bauzone 
auf lokaler Ebene» erläutert.




